
VERWALTUNGSGERICHT HALLE 

Aktenzeichen: 2 A 529/17 HAL 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In der Verwal tungsrechtssache 

des Herrn 

Kläger, 
Prozessbevol lmächt igter Rechtsanwal t 

g e g e n 

die Bundesrepubl ik Deutschland, vertr. d.d. Bundesminister ium des Innern für Bau 
und Heimat, vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migrat ion und 
Flüchtl inge, 

Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg, 
(- 6293310-229 -) 

Beklagte, 

w e g e n 

Verfahren nach §§ 29 a, 30 Asy lG (Asyl-Hauptsacheverfahren) (Benin) 

hat das Verwal tungsger icht Halle - 2. Kammer - auf die mündl iche Verhandlung vom 
28. Juni 2019 durch die Richterin am Verwal tungsger icht als Einzelrichterin 

für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird verpfl ichtet, dem Kläger die Flücht l ingseigenschaft 

nach § 3 Asy lG zuzuerkennen; der Bescheid des Bundesamtes vom 10. 

Mai 2017 wird aufgehoben, soweit er dem entgegensteht. 
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Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens; Ger ichtskosten werden 

nicht erhoben. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vol lstreckbar. Die Beklagte darf 

die Vol lst reckung durch Sicherheits leistung i. H. v. 110 Prozent des zu 

vol ls t reckenden Betrages abwenden, wenn nicht der Kläger vor der 

Vol lstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

T a t b e s t a n d : 

Der nach e igenen Angaben am 1970 in  (Benin) geborene 

Kläger ist e igenen Angaben zu Folge Staatsangehör iger Benins. Er reiste nach 

e igenen Angaben mit dem Flugzeug am  2015 in die Bundesrepubl ik 

Deutschland ein und stellte einen Asylantrag. 

In seiner persönl ichen Anhörung vor dem Bundesamt für Migration und Flüchtl inge am 

27. Oktober 2016 führte er ausweisl ich der Niederschrif t aus, einen Reisepass 

besessen zu haben, den er an eine Person abgegeben habe, die ihm helfen solle, sich 

in Deutschland registrieren zu lassen. Den Namen der Person kenne er nicht, sie habe 

ihm am Flughafen in Frankfurt am Main abgeholt . Er sei von Cotonou über Marokko 

nach Frankfurt gef logen. Er sei acht Jahre zur Schule gegangen, sei  

 er sei selbständig gewesen und habe Lehrl inge gehabt. Er sei polit isch in 

der PRD aktiv gewesen. Zu seinem Ausre isegrund befragt führte er aus, er habe eine 

Familie gehabt.  

 

 

 Dann habe 

er erst einmal genug von den Frauen gehabt und die Frau habe ihn mit ihrem 

gemeinsamen Sohn ver lassen. Er habe dann für sich und die beiden Kinder al leine 

Sorgen müssen. Eines Tages habe er einen afr ikanischen Mann kennengelernt, der 

lange Zeit in  gelebt habe, der sei homosexuel l gewesen. Sie hätten sich gut 

verstanden und eine Beziehung begonnen. Seine Mutter habe davon erfahren und ihm 

gesagt, er solle eine Frau aus ihrem Stamm aus Nigeria heiraten. Er habe dies nicht 

gewollt. Seine Mutter habe gesagt, er solle nach Nigeria gehen, um wieder auf den 



rechten W e g zurück zu kehren. Ansonsten würde sie ihn an Boko Haram ausl iefern. Er 

sei daraufhin mit Hilfe einer Person, die sein Onkel gekannt habe, aus dem Land 

gegangen. Der Vorschlag wegzugehen , habe von seinem Onkel gestammt. Sein 

Freund sei  gewesen. Er heiße . In se inem All tag werde er auf 

Grund seiner geschlecht l ichen Neigung beleidigt und beschimpft. Er habe versucht es 

auszublenden, das habe dazu geführt, dass er viel ver loren habe. Er sei vom 

 ausgeschlossen worden. Man habe sogar etwas Beleidigendes an 

seine Hauswand geschr ieben. Sie hätten sich öffentl ich umarmt und die Leute hätten 

gegafft. Er habe kaum noch Auf t räge erhalten und frühere Freunde hätten Abstand von 

ihm genommen. Er hätte sich mit se inem Freund in seiner Wohnung getroffen, wenn 

die Kinder nicht da gewesen seien. Er habe keinen Kontakt mehr zu ihm. Er habe 

seine Nummer in ein Heft e ingetragen, das Heft aber ver loren. Die wei teren 

Famil ienmitgl ieder hätten nichts mehr von ihm wissen wol len. Nur sein Onkel habe ihm 

gehol fen. Dieser sei nach Aussage eines Bekannten auf Facebook in seiner Wohnung 

umgebracht worden. Er habe in  gelebt. Seine Famil ie hätte ihn überall 

f inden können. Benin sei Benin. Er würde lieber hier sterben als nach Benin zurück zu 

kehren. Es tue ihm leid, dass er seine Kinder nicht mehr sehen könne. 

Mit Bescheid vom 10. Mai 2017 lehnte das Bundesamt für Migrat ion und Flüchtl inge 

die Zuerkennung der Flüchtl ingseigenschaft, die Asy lanerkennung und die Feststel lung 

des subsidiären Schutzstatus ab (Nr. 1 bis 3 des Bescheids), stellte unter Nr. 4 fest, 

dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 7 AufenthG nicht vor lägen, 

forderte den Kläger unter Nr. 5 auf, die Bundesrepubl ik innerhalb von 30 Tagen nach 

Bekanntgabe dieser Entscheidung zu ver lassen und drohte ihm die Absch iebung nach 

Benin an. Das gesetzl iche Einreise- und Aufenthal tsverbot gemäß § 11 Abs. 1 

AufenthG befristete es auf 30 Monate ab dem Tag der Absch iebung (Nr. 6). Zur 

Begründung führte es aus, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung der 

Flücht l ingseigenschaft und die Anerkennung als Asylberecht igter nicht vor lägen. 

Die Handlungen selbst als Wahrunterste l lung seien nicht von der Intensität, die 

erforderl ich wäre, einen f lüchtl ingsrechtl ich relevanten Tatbestand zu erfül len. Der 

Kläger habe angegeben, von seiner Mutter nach Nigeria verheiratet werden zu sol len, 

wegen seiner gleichgeschlecht l ichen Neigungen beleidigt oder beschimpft worden zu 

sein, ohne genau auszuführen, was ihm passiert sein solle. Er sei vom 

Fotografenverband ausgeschlossen worden und habe kaum noch Aufträge gehabt, 



f rühere Freunde hätten Abstand von ihm genommen. Ledigl ich ein Onkel habe ihm 

gehol fen. Der pauschale Verweis auf Diskr iminierungen, erfülle nicht die Schwel le der 

gravierenden menschenrechtswidr igen Behandlung im Sinne von § 3a Asy lG. 

Außerdem habe der Kläger widersprüchl iche Angaben gemacht . 

Auf Frage, wie er die Reise f inanziert habe und was sie gekostet habe antwortete der 

Kläger, er habe als  gearbeitet, die Reise habe 680.000 CFA-

Franc gekostet. 

Zum einen habe er erklärt, seine Reise durch die Arbei t als  

f inanziert zu haben, andererseits habe er gesagt, er sei vom  

ausgeschlossen worden und habe berufl iche Einschränkungen erfahren. In Benin gebe 

es keine Gesetze, die gleichgeschlecht l iche Aktivi täten kriminal isierten. Zwar werde 

homosexuel les Verhal ten gesel lschaft l ich abgelehnt, aber nicht verfolgt. Immer mehr 

Menschen würden sich zur ihrer gleichgeschlecht l ichen Orient ierung bekennen, doch 

bleibe die homosexuel le Gemeinschaf t wei testgehend von der Öffentl ichkeit verborgen 

(Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl ; Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentat ion, Benin vom 30. Juli 2015, S. 12 bis 13). Zweifel am 

Wahrhei tsgehal t der Verfo lgungsgeschichte des Klägers ergäben sich auch dadurch, 

dass er über ein V isum verfügte. Ausweis l ich der im Internet e insehbaren 

V isabest immungen der deutschen Botschaft in Cotonou müssten eine Reihe von 

Unter lagen vorgelegt werden, um ein Besuchsv isum zu erhalten. Als Freiberufler sei 

ein gült iger Berufsausweis (carte professionelle) erforderl ich. Als selbständiger 

 hätte er diese Voraussetzungen nicht mehr erfül len können, weil er ausgeführt 

habe, aus dem  ausgeschlossen worden zu sein. Außerdem habe 

er keine Personaldokumente vorweisen können. Insoweit bestehe der Verdacht, dass 

er bestrebt sei, seine persönl ichen Verhäl tn isse zu verschleiern. Es sei nicht plausibel, 

dass er seinen Pass an eine Person übergeben solle, deren Namen er noch nicht 

einmal kenne. Dieses Vorbr ingen werde zu dem von einer Vielzahl von Asy lbewerbern 

gel tend gemacht , so dass auf Grund der Häufigkeit dieser Angaben davon 

ausgegangen werden müsse, dass diese zu Täuschungszwecken erfolge. Auch seien 

keine st ichhalt igen Gründe für die Annahme des subsidiären Schutzes nach § 4 Asy lG 

vorgebracht worden. Ihm drohte kein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Asy lG. 

Abschiebungshindern isse seinen ebenfal ls nicht gegeben. Hierzu macht das 

Bundesamt umfangreiche Ausführungen zur wirtschaft l ichen Lage Benins. Der Kläger 



habe sich bereits vor seiner Ausre ise eine selbständige Existenz aufgebaut, von der er 

habe leben können. Außerdem habe er bei der Ausste l lung seines V isums seine 

wirtschaft l iche Leistungsfähigkeit nachweisen können. Insoweit sei nicht 

nachvol lziehbar, wieso er nach seiner Rückkehr nach Benin nicht wieder seinen 

Lebensunterhal t selbst bestreiten könne. Als Rechtsmit te lbelehrung ist Klage bei dem 

Verwal tungsger icht Halle angegeben. Auf den Bescheid im Übrigen wird Bezug 

genommen. Der Bescheid wurde dem Kläger am 12. Mai 2017 zugestel l t (vgl. PZU, 

Blatt 94 f der Asylakte). 

Hiergegen hat der anwalt l ich vertretene Kläger am 19. Mai 2017 bei dem 

Verwal tungsger icht Bremen Klage erhoben. Unter dem 22. Mai 2017 fragte das 

Verwal tungsger icht Bremen den Klägerbevol lmächt igten an, aus we lchen Umständen 

sich die örtl iche Zuständigkei t des Verwal tungsger ichts Bremen ergebe (Blatt 17 der 

Gerichtsakte). Unter dem 29. Mai 2017 teilte das Bundesamt mit, dass gegen die 

beabsicht igte Verweisung an das Verwal tungsger icht Halle keine Bedenken 

bestünden. 

Mit Beschluss vom 07. Juni 2017 erklärte sich das Verwal tungsger icht Bremen für 

örtl ich unzuständig und verwies den Rechtsstreit zuständigkei tshalber an das 

Verwal tungsger icht Halle (Blatt 21 der Gerichtsakte). 

Zur Begründung führte der Kläger aus, dass das Anhörungsprotokol l an einigen Stel len 

ungenau oder falsch sei. Völl ig unterschlagen worden sei die Tatsache, dass nach 

Durchführung der Anhörung festgestel l t worden sei, dass Notizen des Anhörers nicht 

im Computer gespeichert worden sein und deshalb die Anhörung wiederhol t worden 

sei. Die Anhörung sei nicht wie beim ersten Mal erfolgt. Die auf Seite 1 des Protokolls 

genannten Hinweise seien nicht erfolgt. Auch habe der Kläger nicht vorgetragen, dass 

die Reise nach Nigeria dazu dienen habe sol len, ihn wieder auf den rechten W e g 

zurück zu br ingen. Er habe geschildert, dass sein Onkel ihm erklärt habe, dass die 

Reise nach Nigeria den sicheren Tod bedeute. Er, der Kläger, sei als Schande für die 

Familie angesehen worden. Die Verbr ingung nach Nigeria sei eine beabsicht igte 

Tötung des Klägers gewesen. Dies sei im Bescheid verkannt worden. Auch seien 

Nachfragen zu den Beleid igungen und Beschimpfungen des Klägers nicht erfolgt. 

Woher habe er, der Kläger, wissen sol len, an welcher Stelle seiner Ausführungen er 

habe konkreter werden müssen. Er sei mehrfach mit Steinen beworfen worden, wenn 



er sich mit seinem Partner auf der Straße gezeigt habe. Mit den angebl ichen 

Widersprüchen, hätte er in der Anhörung konfrontiert werden können, und hätte sie 

problemlos aufklären können. Er habe vor seiner homosexuel len Beziehung gut 

verdient und habe etwas sparen können. Später habe er keine Auf t räge mehr 

bekommen. Die Reise habe er von se inem Ersparten bezahlen können. Sein Onkel 

habe sich um den Visumsantrag gekümmert . Kontoauszüge seien von dem Konto des 

Onkels vorgelegt worden. Insoweit werde die Beiz iehung der Akte des Auswär t igen 

Amtes zum Visumverfahren beantragt. 

Unter dem 20. Juni 2019 legt der anwalt l ich vertretene Kläger sein Schreiben vom 20. 

Juni 2019 an das Bundesamt vor, wonach er seinen Asylantrag aufgrund der aktuel len 

poli t ischen Entwicklungen in se inem Heimat land "auf erweiterte tatsächl iche 

Grundlagen" stütze. Bei der letzten Par lamentswahl in Benin am 28. Apri l 2019 seien 

keine Opposi t ionsparteien zugelassen gewesen. Die Versammlungs- , Meinungs- und 

Pressefreiheit sei aufgehoben worden. Es sei in seiner Heimat bekannt, dass er der 

Opposi t ion angehöre und  

. Er habe daher gute Gründe, nicht nur wie bisher schon die Verfo lgung wegen der 

Zugehör igkei t zur sozialen Gruppe der Homosexuel len, sondern auch die Verfolgung 

wegen seiner poli t ischen Überzeugung zu fürchten. Er könne  

 

seine berufl iche Tätigkeit nicht mehr ausüben und seinen Lebensunterhal t nicht 

s ichern. W e g e n der neuen Entwicklungen schlägt der Bevol lmächt igte des Klägers 

eine neue Anhörung des Klägers vor (Blatt 108 f der Gerichtsakte). 

In der mündl ichen Verhandlung trägt der Kläger umfangreich zur aktuel len poli t ischen 

Lage Benins vor. Der derzeit ige Präsident sei ein Diktator, der die Opposi t ion nach und 

nach unterdrücke. Denn durch scheinbar legale formale Anforderungen bei der 

Zu lassung zu den Par lamentswahlen seien alle Opposi t ionsparte ien von den 

Par lamentswahlen Ende Apri l 2019 ausgeschlossen worden, lediglich zwei 

regierungsnahe Parteien seien zugelassen gewesen. Die Wahlbetei l igung habe unter 

2 5 % gelegen. Die Bevölkerung Benins habe das Wahlergebnis nicht anerkannt und 

demonstr iert . Die Polizei habe auf Demonstranten in Cotonou Anfang Mai 2019 

geschossen. Es gebe nunmehr Ausschre i tungen im ganzen Land. Seine Partei freunde, 

mit denen er heute noch telefonisch und per WhatsApp Kontakt habe, hätten Angst vor 

Verhaf tungen. Er habe sich in Telefonaten und per WhatsApp auch gegen den 



Präsidenten ausgesprochen und gegen ihn geschimpft . Seine Partei freunde hätten 

gesagt, er solle damit aufhören, sie würden telefonisch überwacht werden. Außerdem 

würde die Polizei die Handys der Leute auf der Straße kontrol l ieren und sie dabei z.B. 

vom Motorrol ler holen. Sehen sie verdächt igte Kontrakt würden die Leute verhaftet 

werden. Zwei seiner Partei freunde seien bereits verhaftet worden. Er habe nunmehr 

auch Angst, als Opposit ionel ler verhaftet zu werden. Er befürchtet nunmehr durch 

seine langjährige Mitgl iedschaft in der PRD, einer Opposi t ionspartei , der er seit ihrer 

Gründung im Jahr 1990 angehöre, polit isch verfolgt zu werden. Denn er stehe neben 

seinen drei minderjährigen Kindern nur in Kontakt mit seinen Partei freunden. Seine 

Familie habe ihn w e g e n seiner sexuel len Orient ierung verfolgt. Er sei bei der Presse 

bekannt, weil er seinerzeit  

. Auch für andere (Opposit ions-) Parteien sei er tätig gewesen. Nun 

fürchte er in den Fokus der Polizei zu geraten, wei l er sich der Partei PRD noch sehr 

verbunden fühle und nicht austreten werde, er sei j a Gründungsmitg l ied gewesen. Er 

sei auch gegen den Präsidenten, der seit ein oder zwei Jahren nach seinem 

Machtantr i t t im Jahr 2016 die Opposi t ion gezielt unterdrücke. So seien bereits 600 

Opposit ionel le verhaftet worden. Ihm stünden daher jedenfal ls Nachf luchtgründe i.S.d. 

§ 28 Asy lG zur Seite. Auf die Niederschrift im Übrigen wird Bezug genommen. 

Der Kläger beantragt, 

die Beklagte zu verpf l ichten, ihm die Flücht l ingseigenschaft nach § 3 Asy lG, 

hi l fsweise, ihm subsidiären Schutz im Sinne des § 4 Asy lG zuzuerkennen, 

hi l fsweise, Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 AufenthG festzu­

stel len, und den Bescheid des Bundesamtes vom 10. Mai 2017 aufzuheben. 

Die Beklagte beantragt schriftsätzl ich, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung bezieht sie sich auf die Gründe des angefochtenen Bescheids. Zu der 

neuen poli t ischen Lage wird nicht Stel lung genommen. 
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Wegen der wei teren Einzelheiten des Sachverhal ts und des Vorbr ingens der 

Betei l igten im Übr igen wird auf die Gerichtsakte sowie die Verwal tungsvorgänge der 

Beklagten Bezug genommen. Diese und die dem Gericht vor l iegenden Erkenntnismittel 

waren Gegenstand der mündl ichen Verhandlung. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 

Die zulässige K lage, über die trotz Ausble iben eines Vertreters der Beklagten verhan¬ 

delt und entschieden werden konnte, weil die Beklagte in der Ladung hierauf hingewie¬ 

sen worden ist (§ 102 Abs. 2 V w G O ) , hat auch in der Sache keinen Erfolg. 

Die Klage ist zulässig. Zwar hat der Bevol lmächt igte des Klägers die Klage bei dem 

unzuständigen Verwal tungsger icht Bremen erhoben und erst nach Ablauf der 

e inwöchigen Klagefrist bei dem Verwal tungsger icht Hal le e ingegangen ist. Die Fr ist ist 

aber deshalb gewahr t , weil die Klage innerhalb der Frist bei dem örtl ich unzuständigen 

Verwal tungsger icht Bremen e ingegangen ist und in der Adressbezeichnung der 

Klageschrif t ausdrückl ich das unzuständige Gericht angegeben war (vgl. auch die 

o rdnungsgemäße Rechtsmit te lbelehrung in dem Bescheid vom 10. Mai 2 0 1 7 , Blatt 15 

der Gerichtsakte; vgl. dazu Kopp/Schenke, VwGO, § 74, Rn. 8). 

Die Klage hat in der Sache Erfolg. Der angefochtene Bescheid der Beklagten ist in 

dem nach § 77 Abs. 1 Satz 1 Asy lG maßgebl ichen Zei tpunkt der gericht l ichen 

Entscheidung - soweit er noch im Streit steht - rechtswidrig und verletzt den Kläger in 

seinen Rechten; er hat nunmehr einen Anspruch auf die begehrten asylrecht l ichen 

Zuerkennungen (§ 113 Abs. 1, Abs. 5 VwGO) . 

Die Anforderungen für die Anerkennung des Klägers als Asylberecht igter, für die 

Zuerkennung der Flücht l ingseigenschaft nach § 3 Abs . 1 Asy lG und für die 

Zuerkennung subsidiären Schutzes nach § 4 Asy lG i. V. m. § 60 Abs. 1 AufenthG 

l iegen im maßgebl ichen Zei tpunkt der Entscheidung des Verwal tungsger ichts (vgl. § 77 

Abs. 1 AsylG) vor. Darauf, dass sie im Zei tpunkt der Entscheidung des Bundesamtes 

wohl nicht vor lagen (siehe auch den Beschluss der Kammer vom 16. Juni 2017 im 

Verfahren des vorläuf igen Rechtschutzes - 2 B 529/17 HAL) , kommt es nicht an. Denn 

maßgebl ich ist - wie ausgeführt - der Zei tpunkt der mündl ichen Verhandlung, in dem 

die neuen poli t ischen Verhäl tn isse, insbesondere die Ausschre i tungen nach den 
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Wah len Ende Apri l 2019 und deren nähere Umstände, insbesondere das 

"Ausschal ten" der Opposi t ion, der auch der Kläger angehört , zu berücksicht igen sind. 

Dem Kläger s tehen Nachf luchtgründe im Sinne des § 28 Asy lG zur Seite. 

Gemäß § 3 Abs. 1 Asy lG ist ein Aus länder Flüchtl ing, wenn er sich aus begründeter 

Furcht vor Verfo lgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, pol i t ischen Überzeu­

gung oder Zugehör igkei t zu einer best immten sozialen Gruppe außerhalb des Landes 

(Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehör igkei t er besitzt und dessen Schutz er 

nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen 

will oder in dem er als Staatenloser seinen vorher igen gewöhnl ichen Aufenthal t hatte 

und in das er nicht zurückkehren kann oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren 

wil l . Die Verfo lgung kann gemäß § 3 c Asy lG ausgehen von dem Staat (Nr. 1.), Partei­

en oder Organisat ionen, die den Staat oder einen wesent l ichen Teil des Staatsgebietes 

beherrschen (Nr. 2.) oder nichtstaatl ichen Akteuren (Nr. 3.), sofern die in den 

Nummern 1. und 2. genannten Akteure einschl ießl ich internationaler Organisat ionen 

erwie-senermaßen nicht in der Lage oder nicht wi l lens sind, im Sinne des § 3 d Asy lG 

Schutz vor Verfo lgung zu bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land eine 

staatl iche Herrschaftsmacht vorhanden ist oder nicht. Die Flücht l ingseigenschaft wird 

nach § 3 e Asy lG nicht zuerkannt, wenn eine interne Schutzmögl ichkei t besteht. 

Der die Flücht l ingsanerkennung Begehrende hat dabei aufgrund seiner Mitwirkungs­

pflicht seine Gründe für eine poli t ische Verfo lgung in schlüssiger Form vorzutragen. Er 

muss unter Angabe genauer Einzelheiten einen in sich s t immigen Sachverhal t schi l­

dern, aus dem sich bei verständiger Würd igung die drohende Verfo lgung ergibt 

(BVerwG, Urteil vom 24. März 1987 - 9 C 321/85 -, jur is; vgl. auch BVerwG, Beschluss 

vom 28. Juli 2014, 1 B 6/14, Juris). Dabei ist es Aufgabe des Schutzsuchenden, von 

sich aus unter genauer Angabe von Einzelheiten den der Prognose zugrunde zu le­

genden, aus seiner Sicht die Verfo lgungsgefahr begründenden Lebenssachverhal t zu 

schi ldern (§ 25 Abs. 1 AsylG). Das Gericht muss sich sodann, um die behaupteten, 

mögl icherweise eine Verfo lgungsgefahr begründenden Tatsachen seiner Entscheidung 

als gegeben zugrunde legen zu können, nach § 108 Abs. 1 Satz 1 V w G O die volle 

Überzeugung von deren Wahrhei t - und nicht nur von deren Wahrschein l ichkei t - ver­

schaffen. 
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Die begründete Furcht vor Verfo lgung kann gemäß § 28 Abs. 1a Asy lG auch auf Er­

eignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Aus länder das Herkunfts land 

ver lassen hat. Für subjekt ive Nachf luchttatbestände, die bereits während eines Erst­

verfahrens oder durch das Erstverfahren verwirkl icht worden sind, greift damit keine 

Einschränkung. Für die Flücht l ingsanerkennung müssen diese nicht auf einer festen, 

bereits im Herkunftsland erkennbar betät igten Überzeugung beruhen (OVG Sachsen-

Anhalt , Urteil vom 18 Juli 2012 - 3 L 147/12 -, juris). Ist der Schutzsuchende unverfolgt 

ausgereist, l iegt eine Verfo lgungsgefahr und damit eine begründete Furcht vor Verfo l ­

gung mithin dann vor, wenn ihm bei verständiger Würd igung der gesamten Umstände 

seines Falles mit beachtl icher Wahrschein l ichkei t Ver fo lgung droht, so dass ihm nicht 

zuzumuten ist, im Heimatstaat zu bleiben oder dorthin zurückzukehren. Dabei ist eine 

„qual i f iz ierende" Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Abwägung aller 

festgestel l ten Umstände und ihrer Bedeutung anzulegen. Es kommt darauf an, ob in 

Anbetracht dieser Umstände bei e inem vernünft ig denkenden, besonnenen Menschen 

in der Lage des Antragstel lers Furcht vor Verfo lgung hervorgerufen werden kann. Die 

beachtl iche Wahrscheinl ichkei t einer Verfo lgung ist deshalb anzunehmen, wenn bei 

der vorzunehmenden zusammenfassenden Bewertung des zur Prüfung gestel l ten Le­

benssachverhal ts die für eine Verfo lgung sprechenden Umstände ein größeres Ge­

wicht besitzen und deshalb gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwie­

gen (vgl. BVerwG, Urteil vom 15. März 1988 - 9 C 278.86 -, BVerwGE 79, 143; Urteil 

vom 23. Februar 1988 - 9 C 32.87 -, juris). 

So liegt es hier. Nach der zusammenfassenden Bewertung der aktuel len poli t ischen 

Lage in Benin und dem Vorbr ingen des Klägers in der mündl ichen Verhandlung besit­

zen nach Überzeugung des Gerichts die für eine Verfo lgung des Klägers sprechenden 

Umstände größeres Gewicht gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen. Daher 

überwiegen diese Gründe. Der Kläger ist Gründungsmitg l ied der PRD. Dies ist g laub­

haft, weil seine Parteimitgl iedschaft bereits in der Anhörung angegeben hat, obwohl er 

seinerzeit seinen Asylantrag nicht mit einer pol i t ischen Verfo lgung begründet hat. Der 

Kläger konnte in der mündl ichen Verhal tung ein den Erkenntnismitteln entsprechendes 

Bild der pol i t ischen Parteien in Benin zeichnen. Er kannte die Partei der vormal igen 

Präsidenten Boni Yayi , die FCBE (vgl. hierzu etwa: Zeit online vom 23. Juni 2019, "Ex­

Präsident Boni Yayi verlässt Benin"; ht tps: / /www.zei t .de/news/2019-06/23/ex-

praesident-boni-vayi-ver laesst-benin-20190623-doc-1hr44v) und hat den Erkenntnis­

mitteln entsprechend dargestellt, wie der im Jahr 2016 gewähl te Präsident Patrice Ta-
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lon die Opposi t ion unterdrückt. Zudem hat er nachvol lz iehbar geschildert, dass er 

(nunmehr) poli t ische Verfo lgung fürchtet, weil zwei seiner Partei freunde verhaftet wur¬ 

den und weil wei tere Kontaktpersonen aus seiner Partei Angst vor Überwachung und 

Verhaf tung haben. Dass sich die poli t ische Lage in Benin derzeit stark zum Nachteil 

verändert , ergibt sich aus aktuel len über das Internet e insehbaren Zei tungsart ikeln und 

Nachr ichtensendungen der f ranzösischen Fernsehsender France 24 und T V 5 (jeune 

afr ique vom 3. Mai 2019 abrufbar unter: 

ht tps:/ /www.ieuneafr ique.com/770307/pol i t ique/ legislat ives-au-benin- les-resul tats-

def ini t i fs-proclames-sur-fond-de-violences-post-electorales/; jeune afr ique Benin : au 

moins deux morts au cours d'une nouvel le journee de violences post-electorales ä 

Cotonou vom 2. Mai 2019; ht tps: / /www.ieuneafr ique.com/770115/pol i t ique/benin-au-

moins-deux-morts-au-cours-dune-nouvel le- iournee-de-vio lences-post-e lectorales-a-

cotonou/; jeune afr ique Legislat ives au Benin : une partie de l 'opposition s 'est ime « 

empechee d'aller au scrutin, abrufbar unter: 

ht tps: / /www.ieuneafr ique.com/742884/pol i t ique/ legis lat ives-au-benin-une-part ie-de-

lopposi t ion-sest ime-empechee-dal ler-au-scrut in/ vom 28. Februar 2019; 

ht tps: / /www.dw.com/de/benin-wahlen-ohne-opposi t ion/a-48499375). Danach sind nur 

zwei regierungsnahe Parteien bei den Par lamentswahlen Ende Apri l 2019 zugelassen 

worden. Keine Opposi t ionspartei hat das "Zulassungsver fahren" bestanden. Es gab 

infolge der Par lamentswahlen Ende Apri l 2019 gewalt tät ige Unruhen, in denen die Po¬ 

lizei mit Schusswaf fen auf die Demonstranten schoss, die sich gegen den Präsidenten 

Talon aussprachen und die die Wah len Ende Apri l 2019 nicht anerkennen (vgl. etwa 

France 24, Interview mit dem französischen Journal isten Gauthier Rybinski , e inem 

Leitart ikelverfasser für internationale Politik vom 2. Mai 2019; abrufbar unter: 

ht tps: / /www.youtube.com/watch?v=zITJc-nSiFk; TV5Monde vom 2. Mai 2019; 

h t tps: / /www.youtube.com/watch?v=GZOnsNzt IkM). Gerade mit Blick darauf, dass in 

Benin weit über 100 Parteien, keine davon al lerdings im ganzen Land, vertreten sind, 

(Stand offenbar 2001 https:/ /de.wikipedia.org/wiki/Pol i t ische Parteien in Benin), bei 

der letzten Wah l 20 Parteien angetreten sind (https:/ /www.nzz.ch/ internat ional/benin-

ein-einst iger-musterstaat-wird-zur-scheindemokrat ie- ld.1478415) ist ersichtl ich wie 

e inschneidend die Zulassung von nur zwei reg ierungsnahen Parteien in der Wah l im 

Apri l 2019 ist. Die Befürchtung des Klägers, der Mitgl ied der PRD ist, die immerhin in 

der Nat ionalversammlung vertreten war, dass der Präsident systemat isch gegen die 

Opposi t ion vorgeht, ist für das Gericht nachvol lziehbar. 
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Die Neue Zürcher Zei tung schreibt am 30. Apri l 2019 in ihrer Überschr i f t w ie folgt 

(abrufbar unter ht tps:/ /www.nzz.ch/ internat ional/benin-ein-einst iger-musterstaat-wird-

zur-scheindemokrat ie- ld.1478415): 

"Wie Benin in nur drei Jahren vom demokrat ischen Musterstaat zur 

Scheindemokrat ie wurde - Zum ersten Mal seit 1990 haben im 

westafr ikanischen Land Benin Wah len ohne Opposi t ion stat tgefunden. Der 

Wande l zur Pseudodemokrat ie erfolgte erschreckend rasch - und planvoll ." 

Wei ter heißt es dort wie folgt: 

"Aus Anlass der Par lamentswahlen im westafr ikanischen Land Benin hat die 

dort ige Regierung am Wochenende kurzerhand alle sozialen Netzwerke und 

Nachr ichtendienste für 24 Stunden blockiert. Nicht einmal die Dat ing-Plat t form 

Tinder blieb vom Kontrol lwahn der Behörden verschont. Die 

Zensurmassnahmen sind der bis heute letzte Schritt des Landes auf dem W e g 

in eine Scheindemokrat ie. 

Lange galt Benin als ein demokrat ischer Musterstaat in der Region. Bei den 

letzten Präsidentenwahlen kam 2016 der reiche Geschäf tsmann Patrice Ta lon 

an die Macht und versprach, den Staat zu verschlanken. Dies hat er mit der 

Revision des Wahl rechts geschafft. Statt wie beim letzten Mal zwanz ig Parteien 

schafften es diesmal nur noch zwei , sich für die Par lamentswahlen zu 

registr ieren. Beide sind, wen wunder t es, dem Präsident eng verbunden. Zum 

ersten Mal seit 1990 f inden in Benin Wah len ohne Opposi t ion statt. 

Um eine Kandidatenl iste präsent ieren zu können, musste eine Partei 

umgerechnet mehr als 400 000 Franken als Registrat ionsgebühr aufbr ingen. 

Zudem wurden wei tere bürokrat ische Hürden errichtet. So werden heutzutage 

Wah len manipuliert: Man macht mit formal legalen Mitteln dem pol i t ischen 

Gegner das Leben schwer. Es entstehen Pseudodemokrat ien, deren 

Präsidenten international anerkannt werden. Denn sie haben ja offenbar nichts 

Unrechtes getan. 

Benins Präsident Ta lon hat dies rasch begriffen. Sein Amtsvorgänger Thomas 

Boni Yayi hatte schon länger davor gewarnt, dass das neue Gesetz eine faire 
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Wah l verunmögl iche. Als Reakt ion attackierten Sicherheitskräfte eine seiner 

Veransta l tungen mit Tränengas. Friedliche Demonstrat ionen der Opposi t ion 

wurden jewei ls schnell aufgelöst. Auch die Internet-Sperre sollte dazu d ienen, 

Proteste am Wahl tag zu vermeiden. 

Die Wähler innen und Wähler Benins protestierten schl iessl ich leise, aber 

deutl ich: Die meisten bleiben ganz einfach zu Hause. Beobachter sprechen von 

einer Wahlbetei l igung von lediglich 10 bis 20 Prozent. Die Wahlbehörde gab 

dem sonntägl ichen Kirchgang die Schuld." 

Unter Berücksicht igung der konkreten Lebenssituat ion des Klägers (Gründungsmitg l ied 

der Opposi t ionspartei und sein Tätig sein als  und 

dem Kontakt mit den anderen PRD Mitgl iedern in der derzeit igen unübersicht l ichen 

poli t ischen Lage in Benin und dem Unterdrücken der Opposi t ionsparte ien, die durch 

die letzten Wah len eindrucksvol l zu Tage getreten ist, ist es dem Kläger derzeit nach 

Überzeugung des Gerichts nicht zuzumuten, in sein Heimat land zurückzukehren. 

Seine derzeit ige Furcht vor polit ischer Verfo lgung ist für das Gericht nachvol lziehbar. 

Es ist nicht ersichtl ich, dass er in e inem anderen Ort in Benin Zuf lucht nehmen könnte 

(§ 3e AsylG). Denn die Unterdrückung der Opposi t ion durch den Präsidenten erfolgt im 

ganzen Land. 

Die Beklagte ist nach al ledem zu verpf l ichten, dem Kläger die Flücht l ingseigenschaft 

zuzuerkennen; soweit der strei tgegenständl iche Bescheid des Bundesamtes dem ent­

gegensteht, ist er aufzuheben. Da dem Kläger die Flücht l ingseigenschaft zuzuerken­

nen ist, waren neben der Ziffer 1 mithin auch die Ziffern 3 bis 6 des Bescheids aufzu­

heben. Das Offensichtl ichkeitsurtei l ist ebenfal ls aufgehoben. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 V w G O . Ger ichtskosten werden 

gemäß § 8 3 b Asy lG nicht erhoben. Die Entscheidung über die vor läuf ige 

Vol lstreckbarkeit folgt aus § 167 V w G O i. V. m. §§ 708 Nr. 1 1 , 711 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil ist die Berufung an das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-

Anhalt in Magdeburg statthaft, wenn sie von dem Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. Die 
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Zulassung der Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Straße 16, 06112 Hal­
le, innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils schriftlich zu beantragen. Der Zulas­
sungsantrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe darzu­
legen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskosten hilfe­
verfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies betrifft auch die Einreichung 
des Zulassungsantrages und seiner Begründung. 

Als Prozessbevollmächtigte vor dem Oberverwaltungsgericht sind zugelassen: 

1. Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule 
eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkom­
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Rich­
teramt haben, 

2. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Diplom-Juristen aus dem Beitrittsgebiet 
im Sinne des § 5 des Einführungsgesetzes zum Rechtsdienstleistungsgesetz oder durch Be­
schäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder Diplom-Juristen aus dem Beitrittsgebiet im zuvor 
genannten Sinn anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein­
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen­
schlüsse als Prozessbevollmächtigte vertreten lassen, 

3. in Abgabenangelegenheiten auch Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer, Personen und Vereinigungen im Sinne des § 3 Nr. 3 a des Steuer­
beratungsgesetzes sowie Gesellschaften im Sinne des § 3 Nr. 2 des Steuerberatungsgesetzes, 
die durch Personen im Sinne des § 3 Nr. 1 des Steuerberatungsgesetzes handeln, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher 
Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleich­
barer Ausrichtung und deren Mitglieder, 

6. in Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts sowie der 
damit in Zusammenhang stehenden Angelegenheiten auch Vereinigungen, deren satzungsge­
mäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der 
Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsgesetz oder der behinderten Menschen 
wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie 
ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den 
Nummern 5 und 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person aus­
schließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder 
oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 
Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit 
der Bevollmächtigten haftet. 
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Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit der 
Prozessvertretung beauftragten Vertreter. Ein Beteiligter, der nach den Nummern 1 und 3 bis 7 
zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

Bei dem Verwaltungsgericht Halle und bei dem Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-
Anhalt können in allen Verfahrensarten auch elektronische Dokumente nach Maßgabe von § 
55a VwGO (in der Fassung des Gesetzes vom 10. Oktober 2013, BGBl. I S. 3786) und der 
nach § 55a Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Nr. 3 VwGO erlassenen und zum 01. Januar 2018 in Kraft 
getretenen Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts­
verkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) eingereicht werden. 

Beglaubigt; 

Halle, 17.07.2019 




